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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

In der Fortsetzung der Differenzbereinigung blieb im Berichtsjahr im Wesentlichen
noch die Frage zu regeln, was mit dem Fondsvermögen nach Ablauf der auf dreissig
Jahre angesetzten Lebensdauer der Solidaritätsstiftung (und dem Verzicht auf deren
Weiterführung in neuer Form) geschehen soll. Der Nationalrat rückte in der
Frühjahrssession von seiner Idee ab, den ganzen Betrag der AHV zu überschreiben. Als
Kompromiss beschloss er die Zuteilung zu je einem Drittel an Bund, Kantone und AHV,
womit sich auch die kleine Kammer relativ knapp (26:18 Stimmen) einverstanden
erklärte. In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 104:66 Stimmen für
die Solidaritätsstiftung aus. Neben der nahezu geschlossenen SVP-Fraktion hatte auch
eine Mehrheit der FDP Nein gestimmt. Die Gold-Initiative der SVP, welche die
ausserordentlichen Erlöse aus dem Goldverkauf der Nationalbank vollumfänglich der
AHV zukommen lassen wollte, wurde mit 141:41 Stimmen zur Ablehnung empfohlen,
wobei Cavalli (TI) im Namen der Mehrheit der SP-Fraktion Sympathie zur SVP-
Volksinitiative bekundete und bedauerte, dass bei dieser Konstellation (Initiative und
Gegenvorschlag) im Parlament nicht beide Vorlagen unterstützt werden konnten. In der
kleinen Kammer lauteten die Stimmenverhältnisse bei beiden Vorlagen 33:5. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2002
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Zweite Wahlgänge waren in den acht Kantonen Zürich, St. Gallen, Waadt, Neuenburg,
Tessin, Luzern, Wallis und Freiburg nötig. Die letzten Resultate standen Ende November
fest. In den Kantonen Luzern, Wallis und Freiburg erfolgten die zweiten Wahlgänge in
stiller Wahl, da sich die zurückliegenden Kandidaten zurückzogen. Gewählt wurden im
Wallis René Imoberdorf (cvp, neu), in Luzern Konrad Graber (cvp, neu) und in Freiburg
der Bisherige Alain Berset (sp). Im Kanton Neuenburg wurde im zweiten Wahlgang
neben Gisèle Ory (sp) Didier Burkhalter (fdp) gewählt, Pierre Bonhôte (sp) musste sein
Mandat abgeben. Im Kanton Waadt schaffte das linke Zweierticket Géraldine Savary (sp)
und Luc Recordon (gp) die Wahl in den Ständerat, Charles Favre (fdp) und Guy Parmelin
(svp) hatten das Nachsehen. Im Tessin gelang Franco Cavalli (sp) der Einzug in den
Ständerat nicht, Dick Marty (fdp) und Filippo Lombardi (cvp), der wiederholt wegen
Verkehrsdelikten mit der Justiz in Konflikt geraten war, wurden wiedergewählt. Im
Kanton St. Gallen verzichtete die SP-Kandidatin Kathrin Hilber für den zweiten
Wahlgang auf eine Kandidatur, um die Wiederwahl von Erika Forster (fdp) und Eugen
David (cvp) zu sichern. Diese Strategie ging auf, die SVP konnte sich mit ihrem
Kandidaten Toni Brunner nicht durchsetzen. Im Kanton Zürich zog sich nach längerem
Hin und Her die SP-Kandidatin Chantal Galladé nach dem ersten Wahlgang zugunsten
von Verena Diener (glp) zurück. Da Diener im zweiten Wahlgang damit allein gegen den
SVP-Kandidaten Ueli Maurer antreten konnte, gelang ihr die Wahl in den Ständerat mit
einem Vorsprung von knapp 30'000 Stimmen. 2

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Im Kanton Tessin wurden im Vorfeld vier Favoriten für die beiden Ständeratssitze
gehandelt. Neben dem bisherigen Kantonsvertreter Filippo Lombardi (cvp) und dem
Nationalrat Fabio Abate (fdp), der den Sitz der FDP für den zurücktretenden Dick Marty
verteidigen sollte, wurden dem von SVP und Lega portierten parteilosen Sergio Morisoli
sowie dem ehemaligen Nationalrat und Fraktionspräsidenten der SP, Franco Cavalli gute
Chancen eingeräumt. Cavalli war 2007 als amtierender Nationalrat erfolglos zu den
Ständeratswahlen angetreten und hatte sich damals aus der Politik verabschiedet.
Germano Mattei, der sich unter dem Label MontagnaViva stark für die Probleme der
Berggebiete engagiert und der Parteilose Domenico Zucchetti wollten ebenfalls als
Ständevertreter nach Bern. 

Von den vier Favoriten erreichte im ersten Wahlgang keiner das absolute Mehr.
Lombardi konnte sich mit 45'260 Stimmen leicht absetzen. Abate (38'438 Stimmen),
Cavalli (35'735 Stimmen) und Morisoli (34'235 Stimmen) lagen jedoch ziemlich nahe

WAHLEN
DATUM: 20.11.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 24.04.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



beieinander. Auch Mattei, der 9'084 Stimmen erhielt, trat neben den ersten vier noch
einmal an. Zucchetti strich mit 2'496 Stimmen hingegen die Segel. Der zweite Umgang
brachte hinsichtlich der Reihenfolge keine Veränderungen mehr. Lombardi konnte
seinen Sitz mit 48'618 Stimmen deutlich verteidigen. Der Abstand zwischen Abate, der
den Sitz für die FDP mit 36'262 Stimmen holte, und Cavalli hatte sich allerdings im
Vergleich zum ersten Umgang verkleinert: Letztlich entschieden 763 Stimmen zu
Gunsten von Abate. Wie bereits 2007, als ebenfalls ein zweiter Umgang nötig war,
schaffte es Cavalli nicht, einen Sitz in der kleinen Kammer zu erobern. Das zu
erwartende knappe Resultat bewegte zahlreiche Wahlberechtigte für den zweiten
Umgang an die Urne. Die Beteiligung lag bei 48,9%. 3

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Les chambres fédérales ont accueilli favorablement le message du gouvernement sur la
poursuite de la coopération renforcée avec les Etats de l’Europe de l’Est et de la CEI.
En substance, ce dernier publié en 1998, proposait l’attribution d’un crédit cadre de
900 millions de francs pour la période 1999-2002 et un ajustement en faveur des pays
de l’Europe du Sud-Est et de la CEI. La chambre du peuple a tout d’abord refusé (129
voix contre 27) une proposition de la minorité de droite de la commission de certes
entrer en matière, mais de renvoyer le projet au Conseil fédéral afin qu’il lie les
différents projets de façon ciblée, procède à une répartition équilibrée des fonds entre
la DDC et l’OFAEE et veille à ce que le crédit-cadre n’excède pas 800 millions. Lors de
l’examen de détail, les députés se sont prononcés (85 voix contre 82) en faveur d’une
proposition de la majorité de la commission pour l’intégration d’un crédit spécial de 50
millions pour la Bosnie dans le crédit-cadre. Par contre, ils ont refusé (107 voix contre
55) la proposition Wiederkehr (AdI, ZH), qui désirait porter à 990 millions de francs la
somme allouée pour mieux prévenir les nouveaux dangers inhérents à ces pays
(terrorisme, armes chimiques et nucléaires). La grande chambre a également dit non
par 93 voix contre 68 à une proposition Cavalli (ps, TI) d’attribuer au moins 350 millions
à la DDC, ainsi que par 103 voix contre 60 à une proposition de la minorité de gauche de
la commission qui voulait établir les bases d’une aide non liée à des livraisons de la
Suisse. Enfin, le Conseil national s’est clairement opposé (133 voix contre 29) à une
proposition Schlüer (udc, ZH) qui désirait accorder la priorité à des projets de
reconstruction devant faciliter le rapatriement des requérants d’asile présents en
Suisse. Lors du vote final, une large majorité (161 voix contre 6 et 3 abstentions) s’est
dégagée en faveur du projet du Conseil fédéral. Deuxième chambre à se pencher sur le
sujet, le Conseil des Etats a accepté cet arrêté fédéral à l’unanimité. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Als wichtigste Sofortmassnahme zur Eindämmung der Kostensteigerung schlug eine
Arbeitsgruppe der SP die Einführung von befristeten Globalbudgets vor, solange die
jährliche Zunahme der Gesundheitskosten über dem Wachstum der allgemeinen Lohn-
und Preisentwicklung liegt. Dabei würden die Leistungserbringer, für die der Bund ein
bestimmtes Vergütungsvolumen festlegt, gemeinsam die Aufteilung des
Gesamtbetrages regeln und die Auszahlung einer geeigneten Institution übertragen. In
diesem Sinn reichte Nationalrat Cavalli (TI) eine Motion ein, welche als Postulat
überwiesen wurde. Gemäss der SP sollte inskünftig die Zulassung von Ärzten von einem
Bedarfsnachweis abhängig gemacht werden. Bei den Medikamenten müssten die
Leistungserbringer verpflichtet werden, anstelle der teuren Originalpräparate die
kostengünstigeren Generika abzugeben. 5

MOTION
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI
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Mit einer Motion verlangte Nationalrat Hochreutener (cvp, BE) ebenfalls eine Änderung
der Spitalfinanzierung. Für ihn sollen die Kantone aus der Subventionierung der
Krankenhäuser aussteigen und stattdessen für die Versorgung aller Patienten – ob
allgemein oder privatversichert, im Universitätsspital oder in der Privatklinik – eine
Fallpauschale ausrichten. Der Vorstoss wurde von Cavalli (sp, TI) bekämpft und deshalb
vorderhand der Diskussion entzogen. 6

MOTION
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

In einer Motion verlangte der Tessiner SP-Nationalrat und Onkologe Cavalli, der Bund
solle die Informationssysteme zur Erfassung der zur Morbidität bei Krebs verfügbaren
Daten finanziell unterstützen. Der Bundesrat anerkannte, dass es sinnvoll wäre, ein
zentrales Krebsregister zu führen, insbesondere um die Wirksamkeit von Prävention
und Therapien besser abschätzen zu können. Er erklärte sich deshalb bereit zu prüfen,
wie der Ausbau der bestehenden Krebsregister zu einer gesamtschweizerischen
Statistik am kostengünstigsten organisiert und finanziert werden kann. Auf seinen
Antrag wurde die Motion als Postulat überwiesen. 7

MOTION
DATUM: 21.03.2000
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte sich der Bundesrat gegen die aktive Sterbehilfe ausgesprochen und
seine Absicht bekundet, lediglich die heute weitgehend akzeptierte passive und
indirekt aktive Sterbehilfe gesetzlich zu regeln. Diese restriktive Haltung hatte den
Tessiner Krebsarzt und SP-Nationalrat Cavalli auf den Plan gerufen. Mit einer
parlamentarischen Initiative (Pa. Iv. 00.441) forderte er eine Euthanasie-Regelung nach
niederländischem Recht: Bei einer „Mitleidtötung“, vorgenommen an einer todkranken
Person mit unerträglichem und unheilbarem Leiden, sollte gemäss Opportunitätsprinzip
von einer Strafverfolgung abgesehen werden – trotz weiterhin geltender
Rechtswidrigkeit der Tat. Die Haltung des Bundesrates übernahm in gewisser Hinsicht
eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 01.407) von Nationalrätin Vallender (fdp, AR),
welche die vielerorts geduldete indirekt aktive Beihilfe zur Selbsttötung an gesetzlich
verankerte Bedingungen knüpfen wollte; sie sollte nur straffrei bleiben, wenn sie von
einer Person aus dem engsten persönlichen Umfeld geleistet wird, nicht aber, wenn ein
Arzt oder der Pflegedienst sie praktizieren. Die Rechtskommission des Nationalrates
folgte den Empfehlungen einer vom Bund eingesetzten Expertengruppe und stimmte
der Parlamentarischen Initiative Cavalli mehrheitlich zu. Der Vorstoss von Vallender
wurde von der Kommission als hinter die geltende Praxis zurückgehend knapp
abgelehnt.  Da der Bundesrat auf klare Vorgaben des Gesetzgebers in diesem Bereich
drängte, fand in der Wintersession die Plenumsdiskussion über die beiden Initiativen in
einem über das übliche Verfahren hinausgehenden breiteren Rahmen statt. Obgleich
mit einer Annahme der Initiative Cavalli noch kein definitiver Entscheid über die direkte
aktive Sterbehilfe gefällt worden wäre, wollte der Nationalrat das Tabu nicht brechen
und lehnte sie mit 120 zu 56 Stimmen ab; ebenso deutlich wurde auch die Initiative
Vallender verworfen. Breite Zustimmung fand hingegen eine Motion Zäch (cvp, AG), die
den Bundesrat auffordert, Gesetzeslücken bei der passiven und der indirekt aktiven
Sterbehilfe gemäss den Richtlinien der Schweizerischen Akademie der Medizinischen
Wissenschaften (SAMW) zu schliessen; zusätzlich soll die Palliativmedizin speziell
gefördert werden. Der Bundesrat hatte sich gegen die Überweisung des Vorstosses in
der verbindlichen Form gewehrt, da seiner Auffassung nach noch nicht genügend
Entscheidgrundlagen für eine gesetzliche Regelung vorliegen. 8

MOTION
DATUM: 11.12.2001
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Mehr Unterstützung fand die Landesregierung vorerst in der grossen Kammer, die eine
analoge Motion Hochreutener (Mo. 97.3637) sowie zwei ähnlich gelagerte Motionen
Wiederkehr (ldu, ZH) (Mo. 98.3189) und Cavalli (sp, TI) (Mo. 98.3191) nur als Postulate
annahm. Ausformulierte Vorschläge machte eine Motion Gysin (sp, BS) (Mo. 97.3309).
Bei Verfügbarkeit eines Generikums sollten die Krankenkassen lediglich verpflichtet
werden, das kostengünstigere Präparat zu bezahlen; zudem dürften die Ärzte nur mehr
den Wirkstoffnamen und nicht mehr ein konkretes Produkt verschreiben. Auch dieser
Vorstoss wurde nur in der abgeschwächten Form des Postulats verabschiedet. Bis Ende
Jahr liess sich dann aber offensichtlich auch der Nationalrat davon überzeugen, dass es
an der Zeit ist, hier Druck aufzusetzen. Oppositionslos nahm er in der Wintersession
eine parlamentarische Initiative Strahm (sp, BE) an, welche Parallelimporte unter der
Bedingung gestatten will, dass der darin enthaltene Wirkstoff bereits einmal in der
Schweiz zugelassen wurde. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee „Pro Jugendschutz – gegen Drogenkriminalität“ die
Volksinitiative „Für eine vernünftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz“. Diese
„Hanfinitiative“ verlangt die Straffreiheit für den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres könnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch für die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behördliches Toleranzregime für Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermöglicht hätte. Trotz
dieser völkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP – Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) – und der Grünen
(Lang, ZG und Müller, AG) – auch Abgeordnete aus den bürgerlichen
Bundesratsparteien – Kleiner (AR), Markwalder-Bär (BE) und Noser (ZH) für die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) für die CVP – bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.07.2004
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

An ihrem Parteitag im Juni beschloss die SP, eine Volksinitiative "für eine soziale
Krankenversicherung" zu lancieren. Eine Arbeitsgruppe unter dem Tessiner Arzt und
Nationalrat Cavalli hatte dafür zwei Varianten vorbereitet. Gegen den abtretenden
Parteipräsidenten Bodenmann setzte sich das moderatere, als mehrheitsfähiger
erachtete Modell durch. Danach werden die individuellen Krankenkassenprämien je zur
Hälfte über vier zusätzliche Mehrwertsteuerprozente sowie über einkommensabhängige
Kopfprämien bezahlt und die Kinderprämien ganz abgeschafft. Zur Kostendämpfung
sollten die Kompetenzen des Bundes im Gesundheitsbereich ausgebaut werden. Der
Bundesrat soll verpflichtet werden, jährliche Globalbudgets zu erlassen, die pro Region
und Sparte die Ausgaben für die obligatorische Krankenversicherung limitieren. Zudem
soll er die Prämien festsetzen und die Spitzenmedizin sowie die Zulassung der Ärzte
beschränken können. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.06.1997
MARIANNE BENTELI

Mit einer parlamentarischen Initiative schlug Nationalrat Cavalli (sp, TI) vor, die für die
Prämienverbilligung nicht beanspruchten Gelder in den Fonds für den Risikoausgleich
zwischen den Kassen fliessen zu lassen. Die Mehrheit der Kommission schätzte die
Verteilung der Gelder über den Risikoausgleich aber als ungünstig ein, da dieser nur die
beiden Elemente Alter und Geschlecht berücksichtigt. Im Plenum wurde die Initiative
mit 69 zu 49 Stimmen abgelehnt. Eine Motion Rychen (svp, BE) zur Verstärkung des
Risikoausgleichs unter den Krankenkassen wurde auf Antrag des Bundesrates, der auf
eine anstehende Evaluationsstudie zu diesem Fragenkomplex verwies, als Postulat
angenommen (Mo. 97.3454). 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die im Vorjahr lancierte Volksinitiative der PdA ”für einkommens- und
vermögensabhängige Krankenkassenprämien” kam nicht zustande; sie erreicht knapp
50'000 Unterschriften. Nach Ansicht der Partei scheiterte die Initiative, weil sich die
Linke auf kein gemeinsames Vorgehen einigen konnte und weitere Initiativen das
Begehren konkurrenzierten. Die gesammelten Unterschriften wurden als Petition
eingereicht. Im Parlament versuchte Nationalrätin Jeanprêtre (sp, VD) das gleiche Ziel
über eine parlamentarischen Initiative zu erreichen (Pa.Iv. 97.422). Die vorberatende
Kommission ging zwar mit der Initiantin einig, dass die Krankenkassenprämien vor allem
für Familien des Mittelstandes eine schwere finanzielle Belastung bedeuten, meinte
aber, das Problem lasse sich durch eine andere Finanzierung (Lohnprozente,
Mehrwertsteuer, Energiesteuer) höchstens etwas entschärfen, nicht aber lösen. Der
Verzicht auf Kopfprämien könnte zudem den unerwünschten Effekt haben, dass das
Kostenbewusstsein des Einzelnen verloren ginge. Mit 83 zu 50 Stimmen wurde der
Initiative keine Folge gegeben. Ein Postulat Cavalli (sp, TI) für eine
einkommensabhängige Franchise wurde hingegen überwiesen (Po. 96.3632). 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1998
MARIANNE BENTELI
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Weitergehende Massnahmen, wie etwa der generelle Ausschluss der Visana aus der
Grundversicherung, erwiesen sich als nicht durchführbar, weil das KVG keine Kasse
verpflichtet, ihre Angebote flächendeckend anzubieten. Dem möchte Nationalrat
Cavalli (sp, TI) in gewisser Weise abhelfen. In der Herbstsession reichte er eine
parlamentarischen Initiative mit dem Ziel ein, dass Krankenkassen nur dort im
(lukrativen) Zusatzversicherungsgeschäft tätig sein dürfen, wo sie auch die
Grundversicherung anbieten. Bereits einen Monat später beschloss die zuständige
Kommission des Nationalrates mit 10 zu 5 Stimmen, dem Plenum zu beantragen, der
Initiative Folge zu geben. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.1998
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang an das „Visana-Debakel“ vom Vorjahr wollte Nationalrat Cavalli (sp, TI) mit
einer parlamentarischen Initiative erreichen, dass der Bund einem Krankenversicherer
die Bewilligung zur Durchführung der sozialen Krankenversicherung
gesamtschweizerisch entziehen kann, wenn er diese nicht in allen Kantonen anbietet.
Zudem sollte ein Versicherer nur in jenen Kantonen im Zusatzversicherungsgeschäft
tätig sein dürfen, in welchem er dies auch in der Grundversicherung ist. Der Initiant
begründete sein Ansinnen damit, eine „Rosinenpickerei“ à la Visana bedeute eine
Unterhöhlung des Solidaritätsprinzips und könne im Extremfall dazu führen, dass die
obligatorische Grundversicherung in einigen Kantonen von keinem Versicherer mehr
getragen wird. Die vorberatende Kommission wollte der Initiative mehrheitlich Folge
geben. Das Plenum übernahm aber die Ansicht der bürgerlichen
Kommissionsminderheit, wonach derartige Bestimmungen die Vertragsfreiheit
tangieren und letztlich eine Vermengung von Grund- und Zusatzversicherung bedeuten
würden, was vom Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des KVG klar abgelehnt worden sei.
Mit 71 zu 69 Stimmen wurde die Initiative knapp verworfen. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.05.1999
MARIANNE BENTELI

Erwartungsgemäss fand die SP-Initiative bei der bürgerlichen Mehrheit im Nationalrat
keine Unterstützung. SP-Fraktionschef Cavalli (TI) legte einleitend dar, dass es eine
Illusion sei zu glauben, ein vom Angebot bestimmter Markt könne die Kosten nach
wettbewerbspolitischen Grundsätzen regeln. Die Abkehr von den Kopfprämien würde
zur grössten finanziellen Entlastung führen, die man in der Schweiz je für Familien mit
mittleren Einkommen vorgeschlagen habe. Die Sprecher von FDP, CVP, SVP und LP
widersprachen dem und rechneten vor, dass eine Verlagerung auf die Mehrwertsteuer
keineswegs sozial sei. Im Gegenteil: Eine – gemäss Initiativtext nach oben offene –
Erhöhung dieser Konsumsteuer treffe am härtesten junge Familien. Man gaukle einen
Sinkflug der Prämien vor, tatsächlich aber würde der Bevölkerung das Geld via indirekte
Steuern aus der Tasche gezogen, warnte der Aargauer CVP-Vertreter Zäch. Ins gleiche
Horn stiess der Zürcher Freisinnige Gutzwiller. Nicht zentralistische Planwirtschaft
führe zur Genesung des Krankenversicherungssystems, sondern die konsequente
Umsetzung wettbewerblicher Anreize. Als prioritär erachtete er die umfassende
Reform der Spitalfinanzierung, die Aufhebung des Vertragszwangs zwischen Kassen und
Leistungsanbietern und eine wirkungsorientierte Überprüfung der
Grundversicherungsleistungen. Die Initiative wurde mit 91 gegen 55 Stimmen deutlich
abgelehnt. Ein Antrag des Tessiner CVP-Vertreters Robbiani, die Vorlage zwecks
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags an die Kommission zurückzuweisen, der
die Unterstützung von Bundesrätin Dreifuss fand, wurde ebenfalls – wenn auch
bedeutend knapper – mit 79 zu 62 Stimmen verworfen. 16

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Nur eine gute Woche nach dem Scheitern der SP-Gesundheitsinitiative lancierte die
Westschweizer Organisation „Mouvement populaire des familles“ die Volksinitiative
„für eine soziale Einheitskrankenkasse“. Sie strebt eine nichtstaatliche Einheitskasse
mit einkommensabhängigen Prämien (ohne Einbezug der Mehrwertsteuer zu deren
Finanzierung) und die völlige Transparenz bezüglich der Verwendung der Gelder der
Grundversicherung und der Reserven an. Hinter dem Begehren standen von Anbeginn
die Grüne Partei der Schweiz, die SP-Sektionen Waadt, Genf und Unterwallis, die
Jungsozialisten (Juso), die PdA sowie die Gewerkschaft Comedia. Nationalrat Cavalli (sp,
TI) kündigte bereits am Abstimmungssonntag an, seine Partei werde diese Initiative
unterstützen. Von der SP-Geschäftsleitung wurde er allerdings umgehend desavouiert.
Parteipräsidentin Brunner (GE) sprach sich deutlich für eine Denkpause aus. Damit
setzte sie sich Ende Juni an der Delegiertenversammlung ihrer Partei auch durch; die
SP befürchtete offenbar, dass die Unterstützung einer Einheitskasse als erster Schritt
zur Einführung von gesamtschweizerischen Einheitsprämien verstanden würde, in der
Deutschschweiz mit ihrem tieferen Prämienniveau wohl kein populäres Thema so kurz

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.05.2003
MARIANNE BENTELI
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vor den nationalen Wahlen. Mitte November sprach sich die SP-Geschäftsleitung dann
doch für eine politische Unterstützung der Volksinitiative aus; die
Delegiertenversammlung stellte sich daraufhin ebenfalls hinter dieses Vorhaben. 17

In einer weiteren Botschaft schlug der Bundesrat die Aufhebung des
Kontrahierungszwangs zwischen Ärzteschaft und Krankenversicherern nach dem im
Vorjahr vom Parlament gutgeheissenen Modell vor. Danach bestimmen die Kantone die
für die Versorgungssicherheit ihrer Bevölkerung notwendige Anzahl der Ärzte und
Ärztinnen jeder Sparte, und die Versicherer werden verpflichtet, mit mindestes dieser
Anzahl von Arztpraxen Verträge abzuschliessen (Botschaft 1B). Die Kommissionen beider
Kammern kamen aber im Laufe des Sommers zur Ansicht, bei der Vertragsfreiheit
stellten sich noch zu viele offene Fragen, weshalb ein vorschnelles Vorgehen riskant
wäre. Zudem sei es sinnvoller, diese Thematik gemeinsam mit der Vorlage zu den
Managed Care-Modellen zu behandeln. Um dennoch eine gewisse Bremswirkung in
diesem Bereich zu haben, nahmen sie eine Kompetenzdelegation an den Bundesrat in
die Vorlage 1A auf, den Mitte 2005 auslaufenden Zulassungsstopp für neue Arztpraxen
um weitere drei Jahre zu verlängern. Der Ständerat stimmte diskussionslos zu. Im
Nationalrat wollte die bürgerliche Mehrheit der Kommission die Verlängerung des
Zulassungsstopps an die Verpflichtung zur Lockerung des Kontrahierungszwangs
koppeln, ohne diese im Detail zu umschreiben, unterlag aber mit 100 zu 60 Stimmen
einem Antrag Cavalli (sp, TI), in der Frage des Vertragszwangs kein Präjudiz zu schaffen
und deshalb der rein zeitlichen Vorgabe des Ständerates zu folgen. Ein Antrag Ruey (lp,
VD), die Bestimmung ganz zu streichen und damit die Zulassung neuer
Leistungserbringer wieder völlig offen zu lassen, wurde mit 131 zu 31 sehr deutlich
abgelehnt. Dieser Teil des Pakets wurde vom Ständerat einstimmig verabschiedet, vom
Nationalrat mit 162 zu 16 Stimmen. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2004
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nach der Rücktrittsankündigung Bodenmanns begann sich das Kandidatenkarussell
rasch zu drehen. Insbesondere die SP-Frauen meldeten ihren Anspruch auf das
Parteiamt an, wobei sie ein Kopräsidium forderten. Gleichzeitig führten
Parteiexponenten - weitgehend via Medien - eine teils gehässige Diskussion über den
Zustand und die künftige Ausrichtung der Partei. Nachdem sich chancenreiche
Kandidaten wie Ständerätin Christiane Brunner (GE) oder Nationalrat Franco Cavalli (TI)
zurückgezogen hatten, verblieben am Schluss nur der Nationalrat und Biobauer Andrea
Hämmerle (GR) und die - erst im letzten Augenblick kandidierende - Zürcher Stadträtin
Ursula Koch. Diese machte Ende Juni an einem Parteitag in Thun als Frau, Städterin
und einen neuen Stil versprechende Politikerin klar das Rennen gegen den «Bergler«
und Kontinuität garantierenden Hämmerle, obwohl sie keine politische Erfahrung auf
nationaler Ebene mitbrachte. Koch kündigte nach ihrer Wahl Grundwertediskussionen
in der SP an, versprach der Parteibasis mehr Macht und forderte die Wiederherstellung
des Primats der Politik vor der Wirtschaft.
Die SP-Frauen setzten ihre Forderung nach einem Co-Präsidium auch selbst um: Als
Nachfolgerinnen von Margrith von Felten (BS) wählten sie Jacqueline Fehr (ZH) und
Véronique Pürro (GE) gemeinsam ins Präsidentinnenamt der SP-Frauen. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.06.1997
EVA MÜLLER

Der Kosovo-Konflikt und die Intervention der NATO führten innerhalb der SP zu einer
Kontroverse. Parteipräsidentin Koch sprach sich für den NATO-Einsatz im Kosovo aus.
Innerhalb der Partei stiess Koch mit ihren Äusserungen auf harsche Kritik und
verschiedene Parteiexponenten wollten ihre Erklärung nicht als SP-Meinung stehen
lassen. Nationalrat Cavalli (TI) forderte den sofortigen Stopp des NATO-Einsatzes.
Nationalrat Ziegler (GE) sprach sich dagegen für den sofortigen Beitritt der Schweiz zum
Verteidigungsbündnis der NATO aus. Weil Parteipräsidentin Koch zudem in der
Sonntagspresse den Einsatz von Bodentruppen gefordert hatte – sie dementierte
später ihre Aussagen wieder – wurde sie von Generalsekretär Steiert in den Medien
angegriffen. Das Zerwürfnis innerhalb der Partei wurde Tage später noch deutlicher, als
die SP-Frauen in einer Resolution den sofortigen Stopp des NATO-Angriffes forderten.
An ihrer 1.-Mai-Rede in Basel wurde Koch wegen ihrer Haltung im Kosovo-Konflikt mit

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.05.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Pfiffen empfangen. 20

Bereits Ende August hatte Ursula Hafner (SH) ihr Amt als Fraktionspräsidentin auf die
neue Legislatur hin zur Verfügung gestellt. Als Nachfolger wurde Ende November der
Tessiner Nationalrat Franco Cavalli gewählt, der als entschiedener EU-Befürworter aus
der lateinischen Schweiz grosse Unterstützung erhielt. Bei der parteiinternen
Ausmarchung konnte er sich gegen den von Parteipräsidentin Koch unterstützten
Nationalrat Strahm (BE) durchsetzen. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

Ende Februar traf sich die Fraktion ebenfalls zur Krisenberatung. Die Parlamentarier
setzten mit Koch (ZH), Fraktionspräsident Cavalli (TI) und der Genfer Ständerätin
Brunner eine dreiköpfige Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung von Strukturreformen ein.
Versuche, Koch zu Fall zu bringen, wurden abgewiesen. Koch gab sich optimistisch
und erklärte, dass sie unter den gegebenen Umständen am Parteitag vom Oktober
wieder kandidieren wolle. 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Frühling trat der Tessiner Nationalrat und Kardiologe Franco Cavalli aus beruflichen
Gründen nach zweieinhalb Jahren als Fraktionschef zurück. Zu seiner Nachfolgerin
wählte die Fraktion die St. Gallerin Hildegard Fässler. Fässler ist seit 1997 Nationalrätin
und seit 1999 Fraktions-Vizepräsidentin. 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.05.2002
MAGDALENA BERNATH

1) AB NR, 2002, S. 33 ff. und 469 f.; AB SR, 2002, S. 81 ff. und 264; BBl, 2002, S. 2742; Presse vom 6.3., 15.3. und 23.3.02; AZ,
8.3.02 und SGT, 14.3.02 (zur Sympathie der SP für die SVP-Initiative). Vgl. SPJ 2001, S. 15 f.
2) Presse vom 12.11.07; Presse vom 19.11.07; Presse vom 26.11.2007.
3) SoS, 23.4.1; NZZ, 5.9. und 6.9.11; TA, 12.10.11; CdT, 16.11.11; NZZ, 17.11.11; Presse vom 21.11. und 22.11.11; CdT, 21.11.11; www.ti.ch;
Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
4) BO CE, 1999, p. 105 s.; BO CE, 1999, p. 98 ss.; BO CN, 1999, p. 5 ss.; FF, 1999, p. 2372
5) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2206; Presse vom 28.5.97.
6) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1502 f.
7) AB NR, 2000, S. 376.
8)  NZZ, 6.7.01 ; AB NR, 2001, S. 1819 ff.; Presse vom 12.12.01. 
9) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1858 f.; Amtl. Bull. NR, 1998, S. 2798 ff.; Amtl. Bull. NR, 1998, S. 732 f. und 1861 f.
10) BBl, 2004, S. 4223 ff.; TA, 23.6.04; NZZ, 25.6.04; BZ, 7.7.04; BaZ, 21.7.04.
11) Presse vom 30.6.97.
12) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 1757 ff.49; Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2829 und 2830; "Die Ergebnisse des Risikoausgleichs bis zum
Jahr 1996", in CHSS, 1998, S. 12 f.
13) AB NR, 1998, S. 1376ff.; AB NR, 1998, S. 2127f.; BBl, V, 1998, S. 4958; Presse vom 3.10.98. 
14) Verhandl. B.vers., 1998, IV, Teil I, S. 34. Kommission: Presse vom 24.11.98; Frage Berberat: Amtl. Bull. NR, 1998, S. 2974 f.
15) AB NR, 1999, S. 810 ff.
16) AB NR, 2000, S. 1501ff.; AB NR, 2000, S. 1507ff.; AB NR, 2000, S. 1547ff.
17) BBl, 2003, S. 3977 ff.; Presse vom 19.5., 24.5., 27.5., 28.5., 30.6., 14.11. und 1.12.03; WoZ, 7.8.04.
18) BBl, 2004, S. 4293 ff. und 4323 ff.; AB SR, 2004, S. 450 ff. und 652; AB NR, 2004, S. 1506 ff. und 1762; BBl, 2004, S. 5479
ff.; Presse vom 24.6. und 18.8.; NZZ, 6.2., 21.8. und 25.8.04.
19) Presse vom 4.2.97, 3.3.97, 21.5.97 und 30.6.97; TA, 22.3.97; TA, 12.2.97
20) SoZ, 13.4.99; NZZ, 12.4. und 19.4.99; TA, 14.4.99; BaZ, 3.5.99
21) TA, 4.11.99; BaZ, 1.12.99
22) Presse vom 26.2. und 27.2.00.; Presse vom 6.3.00.
23) Presse vom 18.4., 11.5. und 25.5.02.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 24.04.24 7


